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Pass wirklich so unkontrolliert
vergeben, können wir ihn auch
gleich einfach so, zum Beispiel
am Bahnhof, an alle verteilen.»

Ist das wirklich nötig?
Die Befürworter entgegnen,

sie wollten die Einbürgerung
nicht für alle erleichtern, son-
dern nur für eine klar definier-
te Gruppe: hier geborene, jun-
ge Ausländer, deren Familien
schon lange hier leben. Nau-
movic winkt ab: 

«Auch jemand, der schon
lange hier lebt, ist nicht zwin-
gend gut integriert und identi-
fiziert sich auch nicht zwin-
gend mit unserer Rechtsord-
nung. Und wenn er diese Be-
dingungen erfüllt, kann er sich
problemlos ordentlich einbür-
gern lassen.»

Das bestreitet kaum jemand.
Die Frage ist nur, ob es nötig
und angemessen ist, in diesen
Fällen das ganze aufwendige
ordentliche Verfahren durch-
zuziehen. Unbedingt, findet
Naumovic:

«Ich kenne Leute, die sich
beschweren, das Einbürge-
rungsverfahren sei schikanös
und viel zu schwierig. Wenn
ich dann nachfrage, merke ich
aber immer, dass diese Perso-
nen einfach nicht Bescheid
wissen über die Schweiz, die
Politik und das sonstige Ge-
schehen hier. Sie reisen nie in
der Schweiz herum, fahren in
den Ferien immer in ihre Hei-
mat. Dann muss ich sagen:
Diese Leute sind hier nicht an-
gekommen, meistens wohl
auch nicht integriert. Sonst
würden sie die Einbürgerung
locker schaffen. Es ist völlig
richtig, dass sie nicht Schwei-
zer werden. 

Ich kenne auch Leute, die
schlecht über die Schweiz re-
den und sich trotzdem einbür-
gern lassen. Sie wollen den
Pass nur aus Eigennutz. Viele
aus Ex-Jugoslawien liessen
sich erst einbürgern, als ihr
Land unter Sanktionen litt und
schliesslich auseinanderbrach.
Das ist doch der falsche An-
satz. Wir sollten nur Personen

einbürgern, die wirklich
Schweizer werden wollen,
nachweislich integriert sind
und sich mit unserem Rechts-
system identifizieren. Deshalb
finde ich auch die Doppelbür-
gerschaft keine gute Sache. Sie
zieht die falschen Leute an.»

Zu viele Einbürgerungen?
Früher gab es noch keine

Doppelbürger. Wer den roten
Pass wollte, musste den alten
abgeben. So war das, als Nau-
movics Eltern um 1960 herum
definitiv in die Schweiz zogen.
Als begnadeter Fussballer hatte
sein Vater früher für Roten
Stern Belgrad gespielt. Doch
die Jobaussichten sahen
schlecht aus, da er nicht Mit-
glied von Titos Kommunisti-
scher Partei werden wollte. Bei
einer Reise durch Europa be-
suchte er einen Kollegen in Zü-
rich und bekam das Angebot,
für den FC Young Fellows zu
spielen. Er blieb und fand
Arbeit bei einem Rüstungskon-
zern. 1984 liess sich die Familie
mit den hier geborenen Kin-

dern einbürgern. Das war da-
mals fast schon eine Selten-
heit. Ein kritisch-komisches
Schlaglicht auf die damalige
Einbürgerungspraxis warf 1978
der Film «Die Schweizerma-
cher» – nach dem Motto:
Schweizer wird nur, wer nach-
weislich schweizerischer ist als
ein Schweizer. Naumovic erin-
nert sich: 

«Das Einbürgerungsverfah-
ren war damals schwierig und
teuer. Sicher schwieriger und
teurer als heute. Erleichterun-
gen gab es keine. Im persönli-
chen Gespräch musste man be-
weisen, dass man nicht nur die
Sprache beherrscht – münd-
lich und schriftlich –, sondern
sich auch in Politik, Geschichte
und Geografie gut auskennt.
Das war für meine Eltern aber
kein Problem. Sie lebten seit
über zwanzig Jahren hier. Die
Schweiz war schon lange ihre
Heimat. Es war für sie völlig
natürlich, dass sie sich für das
Land interessierten, sich mit
ihm identifizierten. Es hat sie

nie gestört, dass die Behörden
genau nachfragten und hohe
Erwartungen hatten. In
schlechter Erinnerung habe
ich nur die Reaktionen, die wir
vereinzelt von jugoslawischen
Familien in der Schweiz erhiel-
ten, als sie erfuhren, dass wir
uns hatten einbürgern lassen.
Sie warfen uns vor, wir hätten
unsere Heimat verraten. So et-
was würden sie nie tun, sagten
sie.»

Die Statistik bestätigt, dass
die Einbürgerungen seit anno
dazumal stark zugenommen
haben. In den 1980ern wurden
weniger als 10 000 Ausländer
pro Jahr eingebürgert, heute
sind es im Durchschnitt
40 000. Das hat aber wohl we-
niger damit zu tun, dass die
Behörden nicht mehr so genau
nachfragen, dafür umso mehr
mit der Einführung der Dop-
pelbürgerschaft 1992 und der
Reduktion der Gebühren 2006.
Für Aleksandar Naumovic geht
die Entwicklung so oder so in
die falsche Richtung. 

BERN Eigentlich geht es am
12. Februar nur um eine Forma-
lität. Bei der Abstimmung über
die Einbürgerung von Auslän-
dern der dritten Generation
stellt sich nicht die Frage, ob
sie den Pass erhalten sollen,
sondern wie. Wird die Reform
angenommen, gilt für diese
Gruppe von Ausländern das er-
leichterte Verfahren und nicht
mehr das ordentliche. Das or-
dentliche ist länger, teurer und
aufwendiger. Beim erleichter-
ten ist allein der Bund zustän-
dig, es läuft weitgehend
schriftlich ab.

Die entscheidende Frage ist
also, ob diese Erleichterung
notwendig ist. Wer kann das
besser beurteilen als eingebür-
gerte Schweizerinnen und
Schweizer? Sie kennen das eine
oder andere Verfahren aus
eigener Erfahrung.

Eine kleine, unrepräsentati-
ve Umfrage im Bekanntenkreis
zeigt, dass Eingebürgerte die
Vorlage mehrheitlich unter-
stützen. Vereinfacht gesagt:
Man erachtet es als unnötig, in
einem mehrjährigen Hürden-
lauf die Integration zu testen,
wenn aufgrund des Lebens-
laufs klar ist, dass jemand hier
voll eingegliedert ist. Hier ge-
borene Ausländer, die Schwei-
zer geheiratet haben, sind froh,
konnten sie sich dank der Ehe
erleichtert einbürgern lassen;
gleichzeitig fragen sie sich, wa-
rum ihnen die Schweiz diese
Erleichterung nur wegen des
Partners zugesteht.

Am Bahnhof verteilen?
Doch auch unter Eingebür-

gerten gibt es Gegner. Stellver-
tretend erklärt auf Anfrage
Aleksandar Naumovic, warum
er die Reform ablehnt. Er ist
47-jährig, SVP-Mitglied und Se-
condo. Geboren als Jugoslawe,
als Jugendlicher in Zürich ein-
gebürgert. Heute ist er als
Unternehmer tätig und führt
unter anderem ein eigenes
Treuhandbüro in Zürich. Er
sagt:

«Ich bin gegen die erleichter-
te Einbürgerung. In diesem
Verfahren finden wir gar nicht
mehr heraus, wer integriert ist
und unsere Regeln akzeptiert.
Ein Beamter in Bern kann doch
nicht unterscheiden, ob es sich
nun um einen jungen Mann
handelt, der der Lehrerin den
Handschlag verweigert oder es
richtig findet, Frauen zu schla-
gen, weil ihm dies seine Reli-
gion erlaubt. Sie alle würden
nur anhand der Akten einge-
bürgert. Die Gemeinde, die ih-
re Bürger besser und näher
kennt, hätte nichts mehr zu sa-
gen. Wenn wir den Schweizer

Fabian Schäfer

«Wir wissen nicht, wer integriert ist»
Soll die Schweiz junge Ausländer der dritten Generation erleichtert einbürgern? Nicht alle 
Eingebürgerten unterstützen diese Reform. Einer von ihnen, Aleksandar Naumovic, erklärt, wieso.

Abstimmungskampf 

 

Die Vorlage für die er-
leichterte Einbürgerung

junger Ausländer der dritten
Generation ist gut unterwegs.
Dies bestätigte gestern die
zweite Trendumfrage von GFS
Bern im Auftrag der SRG: Wäre
am 22. Januar abgestimmt wor-
den, hätten 66 Prozent sicher
oder eher Ja gestimmt und nur
31 Prozent Nein; 3 Prozent wa-
ren unentschlossen.

Wenn es dabei bleibt, wird
der 12. Februar zum histori-
schen Tag: Nach drei erfolg-
losen Anläufen seit 1983 findet
zum ersten Mal eine Vorlage
für die erleichterte Einbürge-
rung junger, hier geborener
Ausländer eine Mehrheit.

Doch so weit ist es noch
nicht. Die Reform kann immer
noch scheitern. Sie benötigt
nicht nur das Volks-, sondern
auch das Ständemehr. Und
dies ist gerade bei Ausländer-

fragen  eine hohe Hürde. 1994
ist bereits einmal eine ähnliche
Einbürgerungsvorlage an der
Vetomacht der konservativen
Kantone gescheitert, obwohl
sie das Volksmehr erreicht hat.
Droht nun wieder ein solches
Szenario? «Davon gehe ich
nicht aus», sagt Claude Long-
champ von GFS Bern. Solange
das Volksmehr grösser als 56
Prozent sei, sollte die Vorlage
gemäss Erfahrungswerten
auch das Ständemehr knacken.
Sprich: Die Zustimmung müss-
te gegenüber der zweiten GFS-
Befragung um über 10 Prozent-
punkte zurückgehen, damit
das Ständemehr knapp werden
könnte. Unmöglich ist zwar
auch dies nicht, da die Gegen-
kampagne der SVP erst spät
eingesetzt hat. Longchamp er-
wartet aber nicht, dass die Zu-
stimmung noch so stark sinken
kann. Das liegt aus seiner Sicht

auch an der Nein-Kampagne:
«Die Burka-Plakate sind ein-
fach zu krass, als dass sie die
Leute über die angestammte
SVP-Wählerschaft hinaus an-
sprechen könnten.» Das zeige
sich auch daran, dass der An-
teil der Nein-Stimmen in der
zweiten Befragung ziemlich ge-
nau dem SVP-Wähleranteil
entspreche. Ist denkbar, dass
in der Umfrage viele nicht zu-
geben wollten, dass sie Nein
stimmen wollen? «Nein», sagt
Longchamp. Er glaubt nicht
daran, dass es einen solchen
Effekt gibt. Als Beleg führt er
die Abstimmung über die Eco-
pop-Initiative von 2014 an. 

Damals meinten viele, die
Zustimmung werde grösser
sein als in den Umfragen im
Vorfeld erwartet. Es war dann
aber umgekehrt. «Die Leute
stehen durchaus zu ihrer Hal-
tung», folgert Longchamp. fab

Knapp wird höchstens das Ständemehr

Daumen runter: Walo Lüönd als grimmiger Schweizermacher im gleichnamigen Film von 1978. Seither hat sich das Einbürgerungsverfahren 
stark gewandelt. Folgt am 12. Februar die nächste Veränderung?  Bild Screen

BERN  In der Schweiz pflegen
und betreuen pro Jahr mindes-
tens 140 000 Personen im Er-
werbsalter regelmässig Ange-
hörige. In über 800 Fällen geht
es dabei um verunfallte oder
schwer kranke Kinder. Zudem
werde die Zahl der älteren Per-
sonen, die auf Pflege oder
Unterstützung angewiesen sei-
en, in den kommenden Jahren
stark zunehmen, hält der Bun-
desrat fest. 

Nun will er betreuenden und
pflegenden Angehörigen ent-
gegenkommen, wie er gestern
bekannt gab. Diese sollen sich
engagieren können, ohne sich
zu überfordern oder in finan-
zielle Engpässe zu geraten.
Grundsätzlich sollen Personen,
die für die Pflege eines Ange-
hörigen freigestellt sind, wei-
terhin vom Arbeitgeber bezahlt
werden. Welche Auswirkungen
die notwendigen Änderungen
des Arbeitsgesetzes und des
Obligationenrechts für die
Arbeitgeber hätten, will der
Bundesrat im Rahmen einer
Regulierungsfolgeabschätzung 
noch aufzeigen.

Für Eltern mit schwer kran-
ken oder verunfallten Kindern,
die einen längeren Betreuungs-
urlaub nehmen wollen, erwägt
der Bundesrat eine Kompen-
sation des Lohnausfalls wie bei
Mutterschaft. Er will dazu eine
detaillierte Vorlage ausarbeiten
lassen.

Mehr Gutschriften
Weiter will die Landesregie-

rung die Betreuungsarbeit
auch in der Altersvorsorge bes-
ser berücksichtigen. Das AHV-
Gesetz soll so ergänzt werden,
dass sich die Betreuungsarbeit
später in Form von Rente aus-
zahlt. Bei der AHV gibt es
schon heute Betreuungsgut-
schriften, wenn jemand eine
Person betreut, die mindestens
eine mittlere Hilflosenent-
schädigung erhält. 

Künftig soll es auch dann
Betreuungsgutschriften geben,
wenn man Verwandte mit
leichter Hilflosigkeit betreut
oder pflegt. Eine solche Anpas-
sung hatte die Freiburger CVP-
Nationalrätin Christine Bulli-
ard-Marbach in einer parla-
mentarischen Initiative gefor-
dert. Zudem will die Landesre-
gierung prüfen, diese Gut-
schriften nicht mehr nur Ehe-,
sondern auch Konkubinatspaa-
ren zu gewähren.

Mehr Ferienbetten
Zusätzlich soll das Entlas-

tungsangebot ausgebaut wer-
den. Entlastet werden pflegen-
de Angehörige unter anderem
durch Freiwillige oder durch
Ferienbetten in Alters- und
Pflegeheimen.

All diese Massnahmen sind
Teil des «Aktionsplans zur
Unterstützung und Entlastung
pflegender Angehöriger» und
der Strategie Gesundheit 2020
des Bundesrates. 

Das Departement des Innern
hat nun den Auftrag, ge-
meinsam mit dem Justiz- und
dem Wirtschaftsdepartement
bis Ende Jahr eine Vernehmlas-
sungsvorlage zu erarbeiten.
Verbesserungen für pflegende
Angehörige hatte auch das Par-
lament gefordert. sda

Wer ein krankes Familien-
mitglied pflegt, soll sich 
am Arbeitsplatz für kurze 
Zeit freistellen lassen 
können. Dies hat der 
Bundesrat im Grundsatz 
beschlossen.

Jobpause für 
die Pflege von 
Angehörigen

Aleksandar Naumovic Bild zvg


